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1. Übersicht über die Verhandlungen · Résumé des délibérations 
 
14.087 s AHVplus: für eine starke AHV. 

Volksinitiative 
Botschaft vom 19. November 2014 zur Volksinitiative 
“AHVplus: für eine starke AHV“ (BBl 2014 9281) 
 
NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit 
 
1. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «AHVplus: 
für eine starke AHV» (BBl 2014 9303) 

09.06.2015 Ständerat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 

16.12.2015 Nationalrat. Zustimmung. 

18.12.2015 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 

18.12.2015 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2015 9551 

14.087 é AVSplus: pour une AVS forte. Initiative 

populaire 
Message du 19 novembre 2014 relatif à l'initiative 
populaire “AVSpIus: pour une AVS forte" (FF 2014 
9083) 
 
CN/CE Commission de la sécurité sociale et de la 
santé publique 
 
1. Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «AVSplus: 
pour une AVS forte» (FF 2014 9103) 

09.06.2015 Conseil des Etats. Décision conforme au 
projet du Conseil fédéral. 

16.12.2015 Conseil national. Adhésion. 

18.12.2015 Conseil des Etats. L'arrêté est adopté au 
vote final. 

18.12.2015 Conseil national. L'arrêté est adopté au 
vote final. 
Feuille fédérale 2015 8725 

 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/9281.pdf
https://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2014/9083.pdf
https://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2014/9083.pdf
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2. Zusammenfassung der Verhandlungen 

14.087 AHVplus: für eine starke AHV. Volksinitiative 

Botschaft vom 19. November 2014 zur Volksinitiative “AHVplus: für eine starke AHV“ (BBl 2014 9281) 
 

Der Bundesrat spricht sich gegen die eidgenössische Volksinitiative "AHVplus: für eine starke 

AHV" aus. Er sieht finanziell keinen Spielraum für eine Erhöhung der AHV-Leistungen und hält 

an seinem mit dem Reformprojekt Altersvorsorge 2020 eingeschlagenen Weg fest. 

Mit der Schlussabstimmung empfahl der Ständerat Volk und Ständen mit 33 zu 9 Stimmen, die 

Initiative abzulehnen. Nach fünfstündiger Debatte sprach sich auch im Nationalrat die 

geschlossene bürgerliche Mehrheit mit 139 zu 53 Stimmen von Sozialdemokraten und Grünen 

gegen die Initiative aus. 
Die Volksinitiative "AHVplus: für eine starke AHV" wurde am 17. Dezember 2013 mit 111 683 gültigen 
Unterschriften eingereicht. Sie fordert einen Zuschlag von 10 Prozent auf allen AHV-Altersrenten. Die 
Annahme dieser Initiative hätte zur Folge, dass die Ausgaben der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung um jährlich rund 4 Milliarden Franken ansteigen würden, bis Ende 2030 
sogar um 5,5 Milliarden Franken. Damit würden die mit der demografischen Entwicklung 
einhergehenden finanziellen Probleme der AHV noch verstärkt.  
Der Bundesrat will dieser Herausforderung mit der Reform Altersvorsorge 2020 begegnen. Ziel ist, mit 
einem umfassenden und ausgewogenen Ansatz das Rentenniveau zu sichern. Dazu ist unter anderem 
vorgesehen, die Mehrwertsteuer bis 2030 um maximal 1,5 Prozentpunkte zu erhöhen. Für einen 
Ausbau der AHV wären weitere Mittel notwendig, was die Volkswirtschaft belasten würde. Ausserdem 
wären die Alters-, Invaliden- und Hinterlassenenrenten nicht mehr wie heute aufeinander abgestimmt, 
wenn ausschliesslich die Altersrenten erhöht würden. 
Deshalb empfiehlt der Bundesrat die Initiative "AHVplus: für eine starke AHV" abzulehnen.  
(Quelle: Medienmitteilung des Bundesrates vom 19.11.2014) 

Verhandlungen 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «AHVplus: für eine starke AHV» (BBl 2014 9303) 
09.06.2015 SR  Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
16.12.2015 NR Zustimmung. 
18.12.2015 SR  Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
18.12.2015 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2015 9551 
 

Als Sprecherin der vorberatenden Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerats 
(SGK-S) wies Christine Egerszegi-Obrist (RL, AG) zu Beginn der Debatte darauf hin, dass sich für die 
Kommission die Frage stellte, ob die Initiative zusammen mit der „Altersvorsorge 2020“ (Geschäft 
14.088) zu behandeln wäre. Eine grosse Mehrheit der Kommission wollte die Initiative aber bewusst 
vorziehen. Um die „Altersvorsorge 2020“ behandeln zu können, müsse das Parlament zuerst Klarheit 
über die Eckwerte haben. Deshalb solle der Entscheid zu dieser Volksinitiative nicht vertagt werden. 
Im Ständerat beantragte eine Kommissionsminderheit, bestehend aus Mitgliedern der SP-Fraktion, die 
Initiative zur Annahme zu empfehlen. Als Vertreter der Minderheit und Mitglied des Initiativkomitees 
begründete Paul Rechsteiner (S, SG) das Volksbegehren unter anderem damit, dass die AHV-Renten 
den Löhnen seit Jahrzehnten hinterherhinkten. Gemessen an der Lohnentwicklung würden die AHV-
Renten schleichend an Wert verlieren. Der Rückstand auf die Lohnentwicklung betrage seit 1980 
bereits 10 Prozent. Die AHV erfülle so den Verfassungsauftrag, zusammen mit der Pensionskasse den 
gewohnten Lebensstandard im Alter zu sichern, nicht mehr. Die Initiative bringe für Einzelpersonen 
eine Rentenverbesserung von monatlich rund 200 Franken, für Ehepaare von rund 350 Franken. 
Finanziert werden soll die Erhöhung der AHV-Renten durch Anhebung der abgezogenen Lohnprozente 
von 4,2 auf 4,6 Prozent. So hätten Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusätzlich je 0,4 Lohnprozente zu 
entrichten. Zudem müsste der Bund seinen Beitrag an die AHV um 800 Millionen Franken erhöhen. 
Von sozialdemokratischer Seite wurde mehrfach kritisiert, dass die Vorlage nicht zusammen mit der 
„Altersvorsorge 2020“ behandelt wird. Dies wäre einer Gesamtschau sehr zugute gekommen. Es sei 
zudem kein Sakrileg, die Frage der AHV-Leistungen zu thematisieren. Erfolgreiche AHV-Reformen 
hätten in der Vergangenheit immer auch im Leistungsbereich etwas gebracht. Die AHV komme mit 
ihren Beiträgen weit günstiger zu stehen als alle anderen Formen der Altersvorsorge. Es gehe im Kern 
darum, eine Sozialversicherung zu stärken, die so effizient funktioniere wie kein anderes 
Vorsorgewerk. 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/9551.pdf
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Bürgerliche Ratsmitglieder konterten die Argumentation von Paul Rechsteiner und anderen 
Befürwortern der Initiative unter anderem damit, dass ein Ausbau der AHV illusorisch sei. Es bereite 
schon äusserst Mühe, die Sozialwerke auf dem heutigen Niveau zu stabilisieren. Über die nächsten 
Jahre werde der Fehlbetrag der AHV kontinuierlich steigen. Bei Inkrafttreten dieser Initiative im Jahr 
2018 wäre – wie in der Botschaft berechnet – mit jährlich 4,1 Milliarden, bis 2030 gar mit 5,5 Milliarden 
Franken Mehrkosten zu rechnen. Das sei schlicht nicht finanzierbar. Die zusätzliche Belastung von 
Angestellten und Wirtschaft durch 0,8 Lohnprozente in einem schwierigen wirtschaftlichen Umfeld sei 
zu verhindern. Um die Generationen-gerechtigkeit zu wahren, müssten nicht die Renten erhöht, 
sondern die Erwerbstätigen und kommende Generationen entlastet werden. Auch wurde bezweifelt, 
dass bedürftige Menschen überhaupt von der Initiative profitieren würden. Gegenwärtig könnten AHV-
Rentner in bescheidenen Verhältnissen oft Ergänzungsleistungen beziehen, welche zudem steuerfrei 
seien. Wenn man die AHV erhöhe, würden diese Ergänzungsleistungen zum Nachteil von vielen 
Betroffenen sinken. Dafür würden die Renten für wohlhabende Seniorinnen und Senioren um 10 
Prozent steigen. Es sei schliesslich Aufgabe der anstehenden Altersreform, bei allen Massnahmen 
den möglichst grossen Nutzen herauszukristallisieren. 
Auch Bundesrat Berset warb im Ständerat für die in Angriff genommene „Altersvorsorge 2020“. Unter 
Einbezug der ersten und zweiten Säule wolle der Bundesrat das heutige Rentenniveau erhalten und 
das Rentenalter nicht über 65 Jahre erhöhen. Es fehlten aber schlicht die finanziellen Mittel, die AHV-
Renten um 10 Prozent zu erhöhen. Allein bei der jetzigen AHV gehe der Bundesrat davon aus, dass 
diese ohne Reformen bis ins Jahr 2030 jährliche Defizite von rund 8 Milliarden Franken scheibe. Mit 
„AHVplus“ würde die Lücke 13 Milliarden betragen. 
 

In der Wintersession 2015 äusserte sich rund ein Viertel des Nationalrats zur AHVplus-Initiative. In 
der fünfstündigen Debatte verliefen die Fronten klar zwischen links-grün und bürgerlich. 
Für die Mehrheit der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-N) lag der Hauptgrund, 
die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen, in der laufenden Reform der Altersvorsorge ("Altersvorsorge 
2020"). Diese Reform sei das wichtigste Projekt der kommenden Jahre. Alle Energie müsse nun in 
eine mehrheitsfähige Reform gesteckt werden, „die über den Tellerrand der AHV“ hinausblicke und 
eine umfassende Analyse der Sozialversicherungen beinhalte, meinte Barbara Schmid-Federer 
(C, ZH) als Sprecherin der Kommission. 
Dem wurde von Seite der Initiativbefürworter entgegengehalten, die bürgerliche SGK-Mehrheit habe es 
der Minderheit verwehrt, die Initiative im Kontext der „Altersvorsorge 2020“ behandeln zu können. 
Gegnerinnen und Gegner des Volksbegehrens führten vor allem fehlende Mittel für höhere Renten ins 
Feld, ebenso wie die Verschuldung der AHV sowie die Alterung der Gesellschaft. Bereits die Erhaltung 
des heutigen AHV-Niveaus gleiche aufgrund der demografischen Entwicklung einer Herkulesaufgabe. 
Eine Erhöhung der AHV nach dem Giesskannenprinzip nütze vor allem den Besserverdienenden. 
Wie im Ständerat wurde moniert, dass die Initiative die Situation der Bezüger von 
Ergänzungsleistungen (EL) verschlechtern würde. Wenn die AHV-Renten um zehn Prozent steigen 
würden, würden die EL entsprechend gekürzt. Und im Gegensatz zu den EL müsse die AHV-Rente 
versteuert werden. Man frage sich, weshalb die Initianten derart hohe Kosten für so wenig Nutzen in 
Kauf nehmen möchten.  
Einzig Sozialdemokraten und Grüne engagierten sich für die Initiative. Dank steigenden Einkommen 
und Beschäftigungswachstum stehe die AHV finanziell gut da, trotz der steigenden Zahl von 
Rentnerinnen und Rentnern. Wie schon im Ständerat wurde an die Verfassungsbestimmung erinnert, 
wonach die Rente es gestatten muss, das gewohnte Leben angemessen weiterzuführen. Die 
Erhöhung koste die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer je 0,4 Lohnprozente. Das sei verkraftbar 
angesichts des Stillstandes von vierzig Jahren bei den AHV-Lohnbeiträgen. 
Mit höheren Renten seien zudem weniger Menschen auf Ergänzungsleistungen angewiesen. Viele 
Menschen würden es als entwürdigend empfinden, um Ergänzungsleistungen zu ersuchen, obwohl 
diese ein wichtiger Teil unseres Sozialversicherungssystems sind und es einen klaren Rechtsanspruch 
darauf gibt. Die Zahl der Bezüger von Ergänzungsleistungen sei zwischen 2000 und 2014 von 139 000 
auf 193 000 gestiegen. Aus falschem Stolz verzichteten viele darauf, EL zu beantragen. 
 

Mit der Schlussabstimmung empfahl der Ständerat mit 33 zu 9 Stimmen, die Initiative abzulehnen. 

Der Nationalrat empfahl Volk und Ständen Ablehnung mit 139 zu 53 Stimmen. Grüne und 
Sozialdemokraten votierten geschlossen für die Initiative, die anderen Fraktionen geschlossen 
dagegen. 
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2. Résumé des délibérations 

14.087 AVSplus : pour une AVS forte. Initiative populaire 

Message du 19 novembre 2014 relatif à l’initiative populaire “AVSpIus : pour une AVS forte" (FF 2014 
9083) 
 

Le Conseil fédéral s’oppose à l’initiative populaire " AVSplus : pour une AVS forte ". Le Conseil 

fédéral estime qu’il n’y a financièrement pas de marge de manoeuvre pour augmenter les 

prestations de l’AVS et qu’il faut poursuivre sur la voie tracée par son projet de réforme 

Prévoyance vieillesse 2020. 

Au vote final, le Conseil des Etats a recommandé au peuple et aux cantons, par 33 voix contre 

9, de rejeter l’initiative. Après cinq heures de délibération au Conseil national, celui-ci s’est 

également prononcé contre l’initiative, par 139 voix issues de la majorité bourgeoise contre 

53 voix issues des socialistes et des Verts. 
L’initiative populaire « AVSplus : pour une AVS forte » a été déposée le 17 décembre 2013, munie de 
111 683 signatures valables. Elle demande le versement d’un supplément de 10 % sur la rente 
vieillesse de l’AVS. L’acceptation de cette initiative aurait pour conséquence une hausse des dépenses 
de l’assurance-vieillesse et survivants d’environ 4 milliards de francs par an, voire de 5,5 milliards d’ici 
2030. Elle accentuerait considérablement les problèmes financiers liés à l’évolution démographique 
auxquels l’AVS devra faire face. 
Le Conseil fédéral entend répondre aux défis de l’AVS au moyen de la réforme Prévoyance vieillesse 
2020. Cette approche globale et équilibrée vise à garantir le niveau des rentes, notamment par un 
relèvement de la TVA d’au maximum 1,5 point d’ici à 2030. Une augmentation des prestations de 
l’AVS demanderait davantage de moyens financiers et constituerait une charge pour l’économie. En 
outre, un supplément versé uniquement sur la rente de vieillesse de l’AVS briserait le rapport qui existe 
actuellement entre les rentes de vieillesse, d’invalidité et de survivants.  
C’est pourquoi le Conseil fédéral recommande de rejeter l’initiative " AVSplus : pour une AVS forte ". 
(Source : Communiqué de presse du Conseil fédéral du 19.11.2014) 

Délibérations 

Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «AVSplus: pour une AVS forte» (FF 2014 9103) 
09.06.2015 CE  Décision conforme au projet du Conseil fédéral. 
16.12.2015 CN Adhésion. 
18.12.2015 CE  L’arrêté est adopté au vote final. 
18.12.2015 CN L’arrêté est adopté au vote final. 
Feuille fédérale 2015 8725 
 

Rapporteur de la Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des Etats 
(CSSS-E), Christine Egerszegi-Obrist (RL, AG) a souligné, au début des délibérations, que la 
commission chargée de l’examen préalable s’était demandé s’il fallait traiter l’initiative conjointement 
avec le projet Prévoyance vieillesse 2020 (objet 14.088). Une grande majorité de la CSSS-E voulait 
sciemment donner la priorité à l’initiative. Elle estimait en effet que, afin d’être en mesure d’examiner le 
projet Prévoyance vieillesse 2020, le Parlement devrait d’abord avoir éclairci les points clefs de la 
problématique. Pour cette majorité, il n’y avait donc pas lieu d’ajourner la décision relative à l’initiative 
populaire. 
Toujours au Conseil des Etats, une minorité de la commission, composée de membres du groupe 
socialiste, a proposé de recommander l’acceptation de l’initiative. Le représentant de cette minorité, 
par ailleurs membre du comité d’initiative, Paul Rechsteiner (S, SG), a défendu l’initiative en déclarant 
notamment que les rentes AVS accusaient du retard sur les salaires depuis des décennies. En 
comparaison de l’évolution des salaires, les rentes AVS auraient, d’après lui, insidieusement perdu de 
leur valeur. Le retard sur l’évolution salariale s’élèverait déjà à 10 % depuis 1980. L’AVS ne satisferait 
ainsi plus au mandat constitutionnel de garantir, avec les caisses de pension, le maintien du niveau de 
vie habituel pendant la retraite. L’initiative améliorerait les rentes des personnes seules de 200 francs 
par mois environ, et celles des couples de près de 350 francs par mois. L’augmentation des rentes 
AVS serait financée par la hausse des cotisations. Les employeurs et les salariés paieraient chacun un 
supplément de 0,4 % du salaire. De plus, la Confédération devrait relever sa contribution à l’AVS de 
800 millions de francs. 
Les rangs socialistes ont plusieurs fois critiqué le fait que l’initiative ne soit pas traitée conjointement 
avec le projet Prévoyance vieillesse 2020, ce qui aurait permis de disposer d’une vue d’ensemble. 
Pour eux, ce ne serait pas un sacrilège de se pencher sur la question des prestations de l’AVS. Les 

https://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2015/8725.pdf
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précédentes réformes de l’AVS qui ont abouti auraient toujours été profitables aux prestations. Eu 
égard à ses cotisations, l’AVS serait en outre nettement meilleur marché que toutes les autres formes 
de prévoyance vieillesse. Les socialistes ont souligné enfin qu’il s’agirait principalement de consolider 
une assurance sociale dont l’efficacité surpasse toute autre institution de prévoyance. 
Le camp bourgeois a contré l’argumentation de Paul Rechsteiner et des autres partisans de l’initiative 
en affirmant notamment qu’il était illusoire de vouloir renforcer l’AVS. D’après lui, il serait déjà 
extrêmement difficile de stabiliser les assurances sociales à leur niveau actuel, et le découvert de 
l’AVS continuera d’augmenter ces prochaines années. En cas d’acceptation de l’initiative, les 
dépenses annuelles de l’AVS augmenteraient d’environ 4,1 milliards de francs au moment de l’entrée 
en vigueur, en 2018, et même de quelque 5,5 milliards d’ici 2030 – selon le message. Il ne serait tout 
simplement pas possible de financer de tels coûts. De plus, il faudrait éviter d’imposer une charge 
supplémentaire de 0,8 % des salaires aux travailleurs et à l’économie étant donné la conjoncture 
économique difficile que nous connaissons déjà. Ce n’est pas en augmentant les rentes que l’on 
garantira l’équité entre les générations, mais en déchargeant les personnes qui exercent une activité 
lucrative et les générations à venir. Le fait que les indigents bénéficieraient vraiment des effets de 
l’initiative a aussi été mis en doute. Actuellement, les rentiers AVS de condition économique modeste 
peuvent souvent obtenir des prestations complémentaires (PC), qui ne sont d’ailleurs pas imposables. 
Si l’on augmentait les rentes AVS, ces PC baisseraient, au détriment de nombreux bénéficiaires. Par 
contre, les rentes augmenteraient de 10 % pour les retraités aisés. En fin de compte, c’est dans le 
cadre du projet de prévoyance vieillesse qu’il conviendrait de mettre l’accent sur les mesures les plus 
utiles. 
Le conseiller fédéral Alain Berset a également fait l’éloge du projet Prévoyance vieillesse 2020 devant 
le Conseil des Etats. Compte tenu des premier et deuxième piliers, le Conseil fédéral voudrait 
maintenir le niveau des rentes actuel et ne pas relever l’âge de la retraite au-delà de 65 ans. Pour ce 
qui est d’augmenter les rentes AVS de 10 %, les moyens financiers font tout simplement défaut. Dans 
l’état présent de l’AVS, le Conseil fédéral s’attend déjà, sans réforme, à un déficit de répartition de 
l’AVS de 8,3 milliards de francs par an d’ici 2030. Avec « AVSplus », ce déficit s’élèverait à 
13 milliards. 
A la session d’hiver 2015, un bon quart du Conseil national a pris la parole au sujet de l’initiative 
« AVSplus ». Les plus de cinq heures de délibération ont fait apparaître une nette opposition entre la 
gauche rose-verte et la droite bourgeoise. 
Pour la majorité de la Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national 
(CSSS-N), la principale raison de recommander le rejet de l’initiative résidait dans la réforme en cours 
(Prévoyance vieillesse 2020). Cette réforme représentait à ses yeux le projet le plus important des 
années à venir. Selon Barbara Schmid-Federer (C, ZH), rapporteur de la commission, toutes les 
énergies devraient donc se concentrer désormais sur une réforme susceptible de réunir une majorité, 
une réforme qui élargisse les perspectives de l’AVS et qui englobe une analyse complète des 
assurances sociales. 
Les partisans de l’initiative ont répliqué que la majorité bourgeoise de la CSSS-N avait empêché la 
minorité de traiter l’initiative dans le contexte de la Prévoyance vieillesse 2020. 
Les opposants à une augmentation des rentes ont souligné surtout le manque de moyens, 
l’endettement de l’AVS et le vieillissement de la population. Ils ont comparé le maintien du niveau 
actuel de l’AVS aux Travaux d’Hercule, en raison de l’évolution démographique, ajoutant qu’une 
augmentation des rentes AVS selon le principe de l’arrosoir profiterait avant tout aux personnes qui ont 
déjà les revenus les plus élevés. 
Tout comme au Conseil des Etats, des voix se sont élevées pour déplorer que l’initiative détériore la 
situation des bénéficiaires de PC. Si les rentes AVS augmentaient de 10 %, les PC baisseraient en 
conséquence. De plus, au contraire des PC, la rente AVS est imposable. Certains députés se sont 
demandé pourquoi les auteurs de l’initiative accepteraient des coûts aussi élevés pour un bénéfice 
aussi modique. 
Seuls les socialistes et les Verts se sont engagés en faveur de l’initiative. D’après eux, l’AVS se porte 
bien financièrement grâce aux revenus qui augmentent et à la croissance de l’emploi, et ce, malgré la 
hausse du nombre de rentiers. Comme au Conseil des Etats, on a rappelé la disposition 
constitutionnelle selon laquelle les rentes doivent permettre de maintenir le niveau de vie antérieur à la 
retraite. L’augmentation demandée coûterait à l’employeur et au travailleur 0,4 % du salaire chacun, 
une charge supportable étant donné la stagnation des cotisations salariales à l’AVS au cours des 
quarante dernières années. 
En outre, des rentes plus élevées éviteraient à plusieurs personnes d’être tributaires des PC. 
Nombreuses sont celles qui n’osent pas les demander, notamment en raison d’un sentiment de honte, 
alors que les PC représentent une part importante de notre système d’assurances sociales et 
constituent un droit manifeste. De 2000 à 2014, le nombre de bénéficiaires de PC est passé de 
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139 000 à 193 000. C’est au nom d’une fierté mal placée que beaucoup de gens renoncent à 
demander des PC. 
 

Avec le vote final, le Conseil des Etats a recommandé au peuple et aux cantons, par 33 voix contre 9, 

de rejeter l’initiative. Le Conseil national a fait de même par 139 voix contre 53. Les Verts et les 
socialistes ont voté en bloc pour l’initiative, tandis que les autres groupes ont tous voté contre. 
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2. Riassunto delle deliberazioni 

14.087 AVSplus: per un'AVS forte. Iniziativa popolare 

Messaggio del 19 novembre 2014 concernente l‘iniziativa popolare federale “AVSplus: per un‘AVS 
forte“ (FF 2014 8015) 
 

Il Consiglio federale è contrario all'iniziativa popolare "AVSplus: per un'AVS forte". A suo 

avviso non vi è alcun margine di manovra finanziario per aumentare le prestazioni dell'AVS, ma 

bisogna proseguire sulla via del progetto di riforma Previdenza per la vecchiaia 2020. 

Con la votazione finale il Consiglio degli Stati raccomandava a Popolo e Cantoni, con 33 voti 

contro 9, di respingere l’iniziativa. Anche al Consiglio nazionale, dopo cinque ore di 

discussioni, la maggioranza borghese ha respinto compatta l’iniziativa con 139 voti contro i 53 

voti di socialisti e verdi. 
L’iniziativa popolare «AVSplus: per un’AVS forte» è stata depositata il 17 dicembre 2013 con 111 683 
firme valide. Essa chiede il versamento di un supplemento del 10 per cento su tutte le rendite di 
vecchiaia. L'accettazione di questa iniziativa determinerebbe un aumento delle spese dell'AVS di circa 
4 miliardi di franchi l'anno e addirittura di 5,5 miliardi entro il 2030, il che renderebbe notevolmente più 
gravi i problemi finanziari cui l'AVS deve già far fronte a causa dell'evoluzione demografica.  
Il Consiglio federale intende affrontare questa sfida con la riforma Previdenza per la vecchiaia 2020. 
Volta a garantire il mantenimento del livello delle rendite con un approccio globale e bilanciato, la 
riforma prevede tra l'altro un aumento dell'IVA di 1,5 punti percentuali al massimo entro il 2030. Per 
ampliare le prestazioni dell'AVS sarebbero necessari ulteriori mezzi, il che graverebbe sull'economia. 
Inoltre, con un supplemento unicamente a favore delle rendite di vecchiaia, queste ultime, le rendite 
d'invalidità e quelle per superstiti non sarebbero più coordinate come oggi. 
Per questi motivi, il Consiglio federale raccomanda di respingere l'iniziativa "AVSplus: per un'AVS 
forte".  
(Fonte: Comunicato stampa del Consiglio federale del 19.11.2014) 

Deliberazioni 

Decreto federale concernente l’iniziativa popolare federale «AVSplus: per un’AVS forte» (FF 2014 
8037) 
09.06.2015 CS  Decisione secondo il disegno del Consiglio federale. 
16.12.2015 CN Adesione. 
18.12.2015 CS  Il decreto è adottato nella votazione finale. 
18.12.2015 CN Il decreto è adottato nella votazione finale. 
Foglio federale 2015 7897 
 
All’inizio del dibattito, la consigliera agli Stati Christine Egerszegi-Obrist (RL, AG), in qualità di 

portavoce della Commissione della sicurezza sociale e della sanità del Consiglio degli Stati (CSSS-
S), incaricata dell’esame preliminare, ha rilevato che la Commissione si chiedeva se non fosse 
opportuno trattare l’iniziativa contemporaneamente alla riforma «Previdenza per la vecchiaia 2020» 
(oggetto 14.088). Tuttavia, era proprio nelle intenzioni di una maggioranza consistente della 
Commissione trattare prima l’iniziativa, in quanto riteneva che per poter affrontare l’argomento 
«Previdenza per la vecchiaia 2020», il Parlamento dovesse essere in chiaro sugli aspetti principali del 
progetto. La decisione in merito a questa iniziativa popolare non poteva dunque essere rinviata. 
Al Consiglio degli Stati, una minoranza della Commissione costituita da membri del gruppo socialista 
raccomandava di accogliere l’iniziativa. In qualità di rappresentante della minoranza, nonché di 
membro del comitato d’iniziativa, Paul Rechsteiner (S, SG) ha argomentato che da decenni ormai le 
rendite AVS progrediscono in modo molto più lento rispetto ai salari. L’evoluzione dei salari fa sì che le 
rendite AVS perdano inesorabilmente valore. Dal 1980, il ritardo accumulato sull’evoluzione dei salari 
ammonterebbe al 10 per cento. Rechsteiner ritiene che l’AVS non adempia più il mandato 
costituzionale di garantire, assieme alla cassa pensione, il tenore di vita abituale una volta raggiunta 
l’età del pensionamento. L’iniziativa comporterebbe un incremento mensile della rendita di circa 200 
franchi per persone singole e di circa 350 franchi per coniugi. L’aumento delle rendite AVS verrebbe 
finanziato mediante un innalzamento del prelievo sui salari dal 4,2 al 4,6 per cento. I lavoratori e i datori 
di lavoro verserebbero dunque 0,4 punti percentuali in più. La Confederazione dovrebbe aumentare 
inoltre il suo contributo all’AVS di 800 milioni di franchi. 
Da parte socialista è stato più volte deplorato che l’iniziativa non sia trattata assieme al progetto 
«Previdenza per la vecchiaia 2020». La trattazione simultanea avrebbe favorito di molto la visione 
globale. Il tema delle prestazioni AVS non dovrebbe peraltro essere tabu: importanti riforme AVS 

https://www.admin.ch/opc/it/federal-gazette/2015/7897.pdf
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andate in porto in passato avrebbero sempre comportato qualche beneficio sul piano delle prestazioni. 
I contributi AVS servono a finanziare una forma di previdenza per la vecchiaia molto più economica di 
tutte le altre. In buona sostanza si tratta di rafforzare un’assicurazione sociale che funziona in modo più 
efficiente di qualsiasi altra cassa di previdenza. 
Alcuni deputati di area borghese hanno ribattuto all’argomentazione di Paul Rechsteiner e di altri 
sostenitori dell’iniziativa obiettando tra l’altro che un potenziamento dell’AVS sarebbe illusorio. Sarebbe 
peraltro già estremamente difficile stabilizzare gli enti di previdenza sociale al livello attuale. Nei 
prossimi anni il disavanzo dell’AVS sarà in continua crescita. Per l’entrata in vigore della presente 
iniziativa (nel 2018) il messaggio del Consiglio federale prevede spese supplementari annuali pari a 
4,1 miliardi, entro il 2030 addirittura di 5,5 miliardi di franchi. Un tale onere non può essere finanziato. 
In un contesto economico difficile, non è proponibile addossare ai lavoratori e all’economia ulteriori 0,8 
punti percentuali. Al fine di preservare l’equità intergenerazionale non bisogna aumentare le rendite, 
bensì sgravare la popolazione attiva e le prossime generazioni. È stato pure messo in dubbio che le 
persone bisognose beneficino effettivamente dell’iniziativa. Attualmente i pensionati in condizioni 
finanziarie modeste possono spesso beneficiare delle prestazioni complementari, che oltretutto non 
sono imponibili. Aumentando l’AVS, tali prestazioni complementari verrebbero ridotte, a tutto 
svantaggio dei diretti interessati. Per contro, le rendite degli anziani benestanti aumenterebbero del 10 
per cento. Lo scopo della riforma AVS prospettata sarebbe infine quello di ottenere il maggior beneficio 
possibile con le misure proposte. 
Anche il consigliere federale Berset ha sostenuto la riforma «Previdenza per la vecchiaia 2020» al 
Consiglio degli Stati. Coinvolgendo il primo e il secondo pilastro il Consiglio federale intende 
mantenere il livello attuale delle rendite AVS ed evitare di innalzare l’età del pensionamento oltre i 65 
anni. Per aumentare le rendite del 10 per cento mancano però semplicemente le risorse finanziarie. Il 
Consiglio federale prevede che, anche mantenendo l’attuale AVS senza riforme, si registrerebbe un 
disavanzo annuale pari a circa 8 miliardi di franchi entro il 2030. Con «AVSplus» il deficit 
ammonterebbe a 13 miliardi. 
 

Nella sessione invernale 2015, circa un quarto dei deputati del Consiglio nazionale si è espresso 
sull’iniziativa AVSplus. Nel dibattito, durato cinque ore, vi è stata una chiara spaccatura tra l’area 
rosso-verde e quella borghese. 
La maggioranza della Commissione della sicurezza sociale e della sanità (CSSS-N) osserva che la 
sua decisione di raccomandare di respingere l’iniziativa è motivata sostanzialmente dalla riforma della 
previdenza per la vecchiaia attualmente in corso («Previdenza per la vecchiaia 2020»), la quale 
costituisce il progetto più importante per gli anni a venire. Secondo la deputata Barbara Schmid-
Federer (C, ZH), espressasi in qualità di portavoce della Commissione, occorre ora investire tutta 
l’energia in una riforma che riesca ad ottenere un consenso maggioritario, che «guardi oltre l’orizzonte 
dell’AVS» e che sia il frutto di un’analisi globale delle assicurazioni sociali. 
I sostenitori dell’iniziativa hanno ribattuto a questa argomentazione osservando che la maggioranza 
borghese della CSSS avrebbe impedito alla minoranza di poter trattare l’iniziativa nel contesto della 
riforma «Previdenza per la vecchiaia 2020». 
Gli oppositori all’iniziativa hanno fatto leva soprattutto sulla mancanza di risorse finanziarie per rendite 
più elevate, sull’indebitamento dell’AVS come pure sull’invecchiamento della società. In considerazione 
dell’evoluzione demografica, sarebbe già di per sé un’impresa titanica mantenere l’attuale livello 
dell’AVS. Un aumento dell’AVS secondo il principio dell’annaffiatoio andrebbe in primo luogo a 
beneficio dei più benestanti. 
Analogamente al Consiglio degli Stati, anche in Consiglio nazionale è stato obiettato che l’iniziativa 
peggiorerebbe la situazione dei beneficiari di prestazioni complementari (PC). Qualora le rendite AVS 
aumentassero del 10 per cento, le PC verrebbero ridotte nella stessa proporzione. Tuttavia, 
contrariamente alle PC, la rendita AVS è soggetta a imposta. I deputati in questione si chiedono 
perché gli autori dell’iniziativa intendano accettare costi così elevati per un beneficio di poco conto.  
Soltanto socialisti e verdi si sono adoperati a sostegno dell’iniziativa. Essi ritengono che la situazione 
finanziaria dell’AVS, in ragione dell’aumento dei redditi e dell’occupazione, sia buona nonostante il 
numero crescente di pensionati. Come già avvenuto al Consiglio degli Stati, è stato fatto riferimento 
alla disposizione costituzionale secondo cui la rendita deve consentire di continuare il tenore di vita 
abituale. L’aumento costa 0,4 punti percentuali ai lavoratori e ai datori di lavoro: un onere sostenibile, 
considerato che la deduzione salariale per l’AVS è invariata da 40 anni. 
Le rendite più elevate consentirebbero inoltre di ridurre il numero di coloro che dipendono dalle 
prestazioni complementari. Molte persone trovano umiliante chiedere prestazioni complementari, 
sebbene queste ultime rappresentino una componente importante del nostro sistema di previdenza e 
sussista il diritto di riceverle. Tra l’anno 2000 e il 2014 il numero di beneficiari delle prestazioni 
complementari è salito da 139 000 a 193 000. Per orgoglio, molti hanno rinunciato a farne richiesta. 
 



IX 

Nella votazione finale il Consiglio degli Stati, con 33 voti contro 9, ha raccomandato di respingere 

l’iniziativa. Il Consiglio nazionale ne ha pure raccomandato la reiezione con 139 voti contro 53. I verdi 
e i socialisti hanno votato compatti in favore dell’iniziativa, mentre gli altri gruppi – ugualmente compatti 
– l’hanno respinta. 
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teindre 1 milliard de francs par an d'ici 2020 et excéder
5 milliards de francs par an dès 2025.
Hélas, la menace des déficits plane déjà sur l'AVS. Si rien
n'est fait, il manquera 7,5 milliards de francs par an à l'AVS
d'ici 2030. Une extension plus généreuse des prestations,
telle qu'elle est proposée par les initiants, nuirait gravement
à notre économie, car elle engendrerait, d'une part, une aug-
mentation des cotisations salariales de l'ordre de 0,4 pour
cent pour les employeurs, et de 0,4 pour cent pour les em-
ployés. D'autre part, elle entraînerait une augmentation sup-
plémentaire de 1,5 pour cent de la TVA qui concernerait de
nouveau les employés, les retraités bien évidemment, les
femmes et les hommes au foyer, et j'en passe, ce qui n'est
absolument pas acceptable.
Encore une fois, les principales difficultés que la prévoyance
vieillesse doit désormais résoudre sont bien connues. Il y a
l'allongement de l'espérance de vie, la détérioration du rap-
port entre le nombre d'actifs et celui des bénéficiaires de
rentes AVS, la baisse de la performance des placements,
sans oublier la distribution anti-systémique dans la pré-
voyance vieillesse du fait du niveau excessif du taux de
conversion.
En conclusion, il faut donc trouver des solutions acceptables
sous les angles économique et social, dans le cadre de la
réforme de la prévoyance vieillesse 2020, que notre
chambre examinera en 2016, et recommander le rejet de
cette initiative populaire «AVS plus», qui ne tient pas compte
de la situation déjà délicate et, surtout, qui compromet da-
vantage encore les perspectives déjà bien sombres de la
prévoyance vieillesse. Faisons, s'il vous plaît, preuve de bon
sens!

Wasserfallen Christian (RL, BE): Ich bin wirklich erschüttert
über diese anachronistische Initiative «AHV plus». Sie ist
das Gegenteil von dem, was man im Sozialwerk AHV jetzt
wirklich machen müsste. Ich habe die Voten schon gehört, in
denen gesagt wurde, welche Verfassungsaufträge wir ha-
ben. Ich habe in der Verfassung aber das Wort «Gies-
skanne» noch nie gelesen. Genau diese Initiative wäre die
gröbste Giesskanne, die wir überhaupt jemals eingeführt
hätten, wenn sie denn vor dem Volk bestünde.
Es ist gesagt worden, auch die Statistik sagt das ganz klar,
dass etwa 12 Prozent aller AHV-Rentnerinnen und -Rentner
auf Ergänzungsleistungen angewiesen sind. Das heisst aber
umgekehrt auch, dass 88 Prozent der AHV-Rentnerinnen
und -Rentner nicht auf Ergänzungsleistungen angewiesen
sind. Mit Ihrer Initiative finanzieren Sie also vor allem jene
Rentnerinnen und Rentner, die überhaupt nicht auf diese Er-
höhung der AHV-Rente angewiesen sind. Das ist eine Gies-
skanne sondergleichen. Ich bin wirklich erstaunt, dass aus-
gerechnet die Sozialdemokratische Partei zu dieser Umver-
teilung zugunsten der eher einkommensstarken Bevölke-
rungsschicht der Rentnerinnen und Rentner Hand bietet;
das ist für mich erstaunlich. Dabei sollte eigentlich jetzt ein-
mal klar sein, dass das Rentenalter 65 für Frau und Mann
eine Selbstverständlichkeit ist. 
Es ist auch so, und da sind die Zahlen klar, dass 3,5 Arbeits-
tätige heute eine Person in Rente finanzieren. In ein paar
Jahren werden es nur noch 2 Arbeitstätige sein. Innerhalb
von zehn Jahren werden rund eine Million Leute den Arbeits-
markt verlassen. Wo sind die anderen, die nachkommen und
finanzieren? Das alles sind die konkreten Fragen, mit denen
sich Ihre Initiative überhaupt nicht auseinandersetzt, sie
macht vielmehr das Gegenteil.
In den nächsten dreissig Jahren werden sich, wenn man
nichts macht, Finanzierungslücken in dreistelliger Milliarden-
höhe auftun. Mit Ihrer Initiative werden sie noch grösser. Üb-
rigens, die Kosten, die Mehrkosten und die Deckungslücken
von 4 bis 5 Milliarden Franken, das sind nicht irgendwelche
Hirngespinste bürgerlicher Parteien oder irgendeiner Lobby,
wie Sie das immer verschreien. Das sind die Zahlen des
Bundesamtes für Statistik, des Bundesamtes für Sozialversi-
cherungen und des Bundesrates. Nehmen Sie das einmal
zur Kenntnis. Wenn Sie keine Argumente haben, sollten Sie
nicht irgendwelche Plattitüden von sich geben, sondern ein-

mal die Zahlen lesen. Die Initiative «AHV plus» sollte eigent-
lich «AHV-Schulden plus» heissen. Dabei sollte man heute
das Gegenteil machen, nämlich endlich eine Schulden-
bremse bei der AHV einführen.
Mich erstaunt, dass es so viele sozialdemokratische junge
«Gspänli» gibt, die dieser Initiative das Wort reden. Ich bin
erschüttert ob Ihren Meinungen, liebe junge Kolleginnen und
Kollegen der linken Ratsseite, und darüber, dass Sie zu ei-
nem solchen Projekt Hand bieten. Kommen Sie dann ja nie
mehr mit dem Spruch, Sie seien die Interessenvertreter der
jungen Generation. Das können Sie sich dann definitiv ab-
schminken! Es kann ja nicht sein, dass eine Generation wie
die meine, die 2046 in Rente gehen wird, einfach jetzt hier,
auf Pump, ein Sozialwerk aufbläst, ohne zu wissen, wie man
konkret die Finanzierung sicherstellen kann. Das ist nicht im
Interesse der jungen Generation, aber auch nicht im Inter-
esse jener Generation, die von der AHV-Rente lebt. Diese
rechnet nämlich vielleicht mit dieser höheren Rente und
wird, weil man bald einmal merken wird, dass das nicht fi-
nanzierbar ist, wie wir alle vor dem Schlamassel stehen. Das
ist die Realität; das ist, was mir zu denken gibt. Ich nehme
Sie dann beim Wort, wenn Sie sich zum nächsten Mal
scheinbar für die junge Generation einsetzen.
Ich bin wirklich erschüttert ob diesen neosozialistischen Ge-
schenken, die Sie verteilen wollen. Diese betreffen, wie ge-
sagt, in der Mehrzahl Leute, die solche Geschenke gar nicht
nötig haben. Da geht man aufs Gröbste nach dem Gies-
skannenprinzip vor. Das muss man ablehnen, zumal es sich
um das Gegenteil dessen handelt, was man heute in der
AHV-Finanzierung machen müsste. Die AHV müsste solide
finanziert werden, weil auch unsere Generation ein Anrecht
auf eine solide Rente hat. Ansonsten werden wir wirklich
darauf angewiesen sein, in die dritte Säule zu investieren.
Das wäre dann Ihr Verdienst, liebe Sozialdemokratinnen und
Grünen. Wenn man die AHV nicht solide finanzieren kann,
dann investieren die Leute umso mehr in die dritte Säule.
Das wird dann Ihr Verdienst sein, obschon Sie das offenbar
nicht wollen.
Ich bitte Sie, diese Initiative zur Ablehnung zu empfehlen.

Wermuth Cédric (S, AG):  Liebes «Gspänli», wie Sie das
nennen, Herr Wasserfallen, Sie haben uns junge Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten direkt angegriffen und
gesagt, wir seien keine Interessenvertreter der Jugend. Da
haben Sie grundsätzlich Recht, wir vertreten die gesamte
Bevölkerung. Deshalb meine Frage: Wir sind fast gleich alt.
Haben Sie nicht den Eindruck, dass die Generation unserer
Grosseltern doch relativ substanzielle Vorleistungen er-
bracht hat, auf denen wir unseren Wohlstand aufbauen, und
vielleicht darum das Recht auf eine anständige AHV-Rente
hätte?

Wasserfallen Christian (RL, BE):  Herr Wermuth, wenn Sie
mir zugehört hätten, wüssten Sie, dass ich gesagt habe, der
allergrösste Teil der Rentnerinnen und Rentner sei eben
nicht auf Ergänzungsleistungen und solche zusätzlichen
Einkünfte angewiesen. Sie machen ja das Gegenteil des-
sen, was Sie eigentlich wollen: Sie finanzieren diese 88 Pro-
zent der Rentnerinnen und Rentner und geben ihnen bei der
AHV-Rente einfach so einen Zustupf, ohne dass sie es nötig
hätten. Das führt zu einer Umverteilung, das wissen Sie ge-
nau, wenn Sie die Statistik ansehen. Das Vermögen von uns
Jungen, Herr Wermuth, ist im Vergleich zu jenem der Gene-
ration «65 plus» wesentlich kleiner. Sie wollen also, obwohl
die Jungen schon weniger Vermögen haben, denen, die
mehr Vermögen haben, noch eine Umverteilung gönnen?
Das hätte ich von Ihnen nicht erwartet.

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Herr Wasserfal-
len, ich habe von Ihnen nicht erwartet, dass Sie noch nicht
zur Kenntnis genommen haben, dass das Wirtschaftswachs-
tum und die Lohnentwicklung die absolut entscheidenden
Grössen für die Finanzierung der AHV sind. Deswegen, Herr
Wasserfallen: Das Einmaleins der Ökonomie würde Ihnen in
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